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Klare Klauseln erleichtern
eine Vertragsänderung

Ein laufender Vertrag kann geän-
dert werden, wenn die ur-
sprünglichen Vergabeunterlagen
dazu klare, präzise und eindeu-
tig formulierte Angaben zu mög-
lichen Änderungen des Auftrags
enthalten. Das wird in den soge-
nannten Überprüfungsklauseln
festgelegt. In den Klauseln wird
definiert, unter welchen Bedin-
gungen und in welchem Umfang
Änderungen am Auftrag vorge-
nommen werden können, ohne
dass ein neues Vergabeverfahren
erforderlich ist.

NÜRNBERG. Paragraf 132 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen (GWB) legt fest, wann Änderun-
gen während der Vertragslaufzeit
eines öffentlichen Auftrags ein neues
Vergabeverfahren erforderlich ma-
chen. Die Norm, die europäisches
Recht umsetzt, gründet auf Urteilen
des Europäischen Gerichtshofs. Die-
se Entscheidungen bestimmen, dass
solche Vertragsänderungen nur dann
erlaubt sind, wenn die ursprüngli-
chen Auftragsunterlagen solche Än-
derungen vorsehen und die spezifi-
schen Bedingungen dafür klar defi-
nieren. Das wird in sogenannten
Überprüfungsklauseln festgelegt.

Überprüfungsklauseln müssen
eindeutig und klar formuliert sein

Die Überprüfungsklauseln müssen
eindeutig, genau und klar formuliert
sein, wie Paragraf 132 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1GWBvorschreibt. Es bleibt
jedoch unklar, wie genau diese Anfor-
derungen zu formulieren sind. Es
scheint sicher, dass die Begriffe „ein-
deutig, genau und klar“ als synonym

betrachtet werden können. Der Euro-
päische Gerichtshof hat wiederholt
entschieden, dass eine präzise Be-
stimmung ausdrücklich in den Verga-
beunterlagen aufgeführt sein muss.
Demnach definiert eine klare, ge-
naue und eindeutige Überprüfungs-
klausel die Bedingungen, nach denen
Änderungen des Auftrags ausdrück-
lich möglich sind.

In den Überprüfungsklauseln
müssen Umfang, Art und Vorausset-
zungen für mögliche Auftragsände-
rungen klar angegeben werden. Dies
zielt darauf ab, die häufige Praxis zu
beenden, die Änderungsbefugnis zu
weit zu interpretieren.

Kein Freibrief für
Auftragsänderungen

Die Definition des „Umfangs“ scheint
durch Erwägungsgrund 111 der EU-
Vergaberichtlinie beispielhaft erläu-
tert zu werden: „Es sollte daher klar-
gestellt werden, dass mit hinlänglich
klar formulierten Überprüfungs- oder
Optionsklauseln etwa Preisindexie-
rungen vorgesehen werden können
oder beispielsweise sichergestellt
werden kann, dass Kommunikations-
geräte, die während eines bestimm-
ten Zeitraums zu liefern sind, auch
im Fall veränderter Kommu-
nikationsprotokolle oder anderer
technologischer Änderungen weiter
funktionsfähig sind. Des Weiteren
sollte esmöglich sein,mittels hinläng-
lich klarer Klauseln Anpassungen des
Auftrags vorzusehen, die aufgrund
technischer Schwierigkeiten, die
während des Betriebs oder der In-
standhaltung auftreten, erforderlich
werden. Ebenfalls sollte darauf hinge-
wiesen werden, dass Aufträge bei-
spielsweise sowohl laufende War-
tungsmaßnahmen beinhalten als
auch außerordentliche Instandhal-
tungsarbeiten vorsehen können, die

erforderlich werden könnten, um die
Kontinuität einer öffentlichenDienst-
leistung zu gewährleisten.“

Der EU-Richtliniengeber hat,
wenn auch indirekt, darauf hingewie-
sen, dass ebenso die Vergütung des
Auftragnehmers änderbar ist. Das
Gleiche gilt für Zahlungstermine und
Zahlungsmodalitäten. Die zusätzli-
che Angabe der „Art“ der Änderung
dient wahrscheinlich dazu, zu unter-
scheiden, ob die Überprüfungsklau-
sel automatische Anpassungen oder
Verhandlungen ermöglicht.

Überprüfungsklauseln gewähren
denParteien aber keine absolute Frei-
heit, einen öffentlichen Auftrag zu än-
dern. Insbesondere ist eine Klausel
unzureichend, die lediglich Verhand-
lungenüberVertragsänderungen vor-
sieht. Weiterhin muss eine Überprü-
fungsklausel bei den „Voraussetzun-
gen“ für Änderungen auch die Um-
stände festlegen, unter denen eine
Änderung des festgelegten Umfangs
möglich ist. Veränderungen eines öf-
fentlichen Auftrags, die in einer Über-
prüfungsklausel festgelegt sind, dür-
fen schließlich den grundlegenden
Charakter des Vertrags nicht verän-
dern. Dies gilt besonders für die Art
des Vertrags und den Gegenstand der
Beschaffung.

Dienstleistungen dürfen nicht in
Bauarbeiten umgewandelt werden

Zum Beispiel darf ein Vertrag für
Dienstleistungen nicht in einen Ver-
trag für Bauarbeiten oder eine Kon-
zession in einen Auftrag umgewan-
delt werden. Dies scheint dem Ver-
ständnis zu entsprechen, das im Er-
wägungsgrund 109 der EU-Vergabe-
richtlinie dargelegt ist. Auch die Um-
wandlung eines befristeten Vertrages
in einen unbefristeten dürfte den Ge-
samtcharakter des öffentlichen Auf-
trags unzulässig ändern.

Holger Schröder,
Fachanwal t für Vergaberecht , Par tner ,
Rödl & Par tner , Nürnberg

Änderung
von Aufträgen

Vertragsänderungen sind erlaubt, wenn die ursprünglichen Auftragsunterlagen solche Än-
derungen vorsehen und die Bedingungen dafür klar definiert sind. FOTO: DPA/IVANA KOJIC

Ein Ersatz des Auftragnehmers ist möglich

Durch eine Überprüfungsklausel kann
auch der bisherige Auftragnehmer durch
einen neuen ersetzt werden, ohne ein
neues Vergabeverfahren durchführen zu
müssen. Das ist in Paragraf 132 Absatz 2
Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a) des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen geregelt.

Dabei sollte jedoch grundsätzlich
vermieden werden, dass der Auftrag von
einem neuen Auftragnehmer übernom-
men wird, der nicht die ursprünglich
festgelegten Eignungskriterien erfüllt.
Andernfalls könnte gegen den vergabe-
rechtlichen Gleichbehandlungsgrund-
satz verstoßen werden.

Eine Plattform zur
Markterkundung
Kompetenzzentrum will Innovationen fördern

BERLIN. Das Kompetenzzentrum in-
novative Beschaffung (KOINNO) in
Berlin bietet öffentlichen Auftragge-
bern eine Hilfestellung bei der Markt-
erkundung. Die Initiative, hinter der
das Bundeswirtschaftsministerium
sowie der Bundesverband Material-
wirtschaft, Einkauf und Logistik ste-
hen, bietet öffentlichen Auftragge-
bern sogenannte Challenges – zu
Deutsch: Herausforderungen.

In Form dieser Challenges kön-
nen sie ihre Bedarfe auf der Platt-
form sichtbar machen. Challenges
dienen dabei rein der Markterkun-
dung – mit ihnen geht keine Beauf-
tragung einher. Um eine gezielte
Markterkundung durchzuführen, be-
schreiben öffentliche Auftraggeber
ihre Ausgangssituation und ihren Be-
darf und legen den Zeitrahmen der
Challenge fest. Unternehmen kön-
nen daraufhin innovative Lösungs-
vorschläge einreichen.

„Das Prinzip der Challenges bie-
tet öffentlichen Auftraggebern die
Möglichkeit, mittels eines als Wettbe-
werb ausgestalteten Gesuchs auf in-
novative Unternehmen und ihre Lö-

sungen aufmerksam zu werden“, so
KOINNO. Das Prinzip reduziere den
Aufwand, den öffentliche Auftragge-
ber üblicherweise für eine Markter-
kundung aufbringen müssen.

Für Unternehmen auf der ande-
ren Seite bietet KOINNOeinenMarkt-
platz, auf demsie ihre innovativenLö-
sungen für den öffentlichen Sektor
vorstellen können. Eine Teilnahme
biete für sie die Möglichkeit, ihre Lö-
sungen auszeichnen zu lassen, die
Bedürfnisse von öffentlichen Auftrag-
gebern kennenzulernen und sich so
bei künftigen Ausschreibungen bes-
ser positionieren zukönnen, sodie In-
itiative. Öffentliche Auftraggeber da-
gegen können sich hier inspirieren
lassen und in den Austausch mit den
Anbietern treten. Das Kompetenz-
zentrum unterstützt somit öffentli-
che Auftraggeber als auch Unterneh-
men gleichermaßen. (leja)

MEHR ZUM THEMA
Das Kompetenzzentrum innovative Be-
schaffung informiert unter:
https://app.koinnovationsplatz.de

Einfachere Förderung
für Klimaschutzprojekte
Neu überarbeitete Kommunalrichtlinie tritt zum 1. November in Kraft

BERLIN. Das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium will den Klimaschutz in
Kommunen und im ländlichen Raum
stärken und macht es den Kommu-
nen einfacher, dafür Fördermittel ab-
zurufen. Dafür soll die Kommunal-
richtlinie (KRL) geändert werden.

Wie das Ministerium mitteilt, sol-
len dadurch bürokratische Hürden
abgebaut und kommunale Akteure
bei der Durchführung von Klima-
schutzprojekten besser unterstützt
werden. Die neue Richtlinie sieht eine

Festbetragsförderung für Zuwendun-
gen von bis zu sechs Millionen Euro
vor. Für Kommunen werde die För-
derung damit wesentlich erleichtert
und entbürokratisiert, so das Minis-
terium.Das treffe auchauf dieAntrag-
stellung für die Personalförderung zu.
Hier sollen pauschalisierte Ansätze
eingeführt werden.

Die bisher erforderliche detaillier-
te Ausgabenplanung entfällt zuguns-
ten einer übersichtlichen Gesamtdar-
stellung. Das soll die Bearbeitung der

Anträge beschleunigen. Die Novelle
integriert die neue Fassung der Allge-
meinen Gruppenfreistellungsverord-
nung (AGVO) und die neue De-mini-
mis-Verordnung. Dies soll Klarheit
schaffen, wenn Förderanträge, die als
staatliche Beihilfen eingestuft wer-
den, nach den Vorgaben der europäi-
schen Gesetzgebung zu bewilligen
sind. Die Mindestzuwendungshöhe
will das Ministerium auf 10 000 Euro
anheben, um verstärkt mittlere und
größere Vorhaben anzureizen.

Auch bei den Förderschwerpunk-
ten gibt es Anpassungen: So wird der
Förderschwerpunkt 4.1.2
„Implementierung und Erweiterung
eines Energiemanagements“ auf-
grund von Überschneidungen mit
dem Energieeffizienzgesetz (EnEfG)
gestrichen. Zum anderen kann der
Förderschwerpunkt 4.2.1 b) für Stra-
ßenbeleuchtung in Zukunft unkom-
pliziert als zeit- oder präsenzabhän-
gige Außen- und Straßenbeleuch-
tung (Förderschwerpunkt 4.2.1) be-
antragt werden. Die überarbeitete
Kommunalrichtlinie tritt zum 1. No-
vember 2024 in Kraft. (sta)

Kommunen sollen Fördermittel für energieeffiziente Außen- und Straßenbeleuchtung leich-
ter beantragen können. FOTO: IMAGO/DEAN PICTURES

Im Saarland gelten
weiterhin höhere
Wertgrenzen
SAARBRÜCKEN. Das Saarland hatte
im Jahr 2020 die Wertgrenzen auf-
grund der Corona-Pandemie angeho-
ben. Die Regelung wurde mehrmals
verlängert und sollte ursprünglich am
31. Dezember 2024 enden. Nun wur-
de beschlossen, die Laufzeit um ein
Jahr zu verlängern, wie das Ministe-
rium für Inneres, BauenundSport be-
kannt gegeben hat.

Damit können Aufträge auch wei-
terhin bis zu einerGrenze von 150 000
Euro freihändig, also ohne ein förm-
liches Vergabeverfahren, erteilt wer-
den. Außerdem dürfen Bauleistun-
gen bis zu einem Auftragswert von
einer Million Euro und Lieferungen
und Dienstleistungen bis zu einem
Auftragswert von 150 000 Euro in
einer beschränkten Ausschreibung
ohne Teilnahmewettbewerb verge-
ben werden. Zudem hat das Saar-
land das Limit für Direktaufträge für
Bauleistungen auf 20 000 Euro hoch-
gesetzt. (sta)

Kurz notiert

Prognos AG evaluiert
Innovationsallianz

STUTTGART. Das Wirtschaftsminis-
terium Baden-Württemberg hat den
Auftrag zur Evaluation der Innova-
tionsallianz Baden-Württemberg
(InnBW) vergeben. Den Zuschlag er-
hielt die Prognos AG in Berlin. Zur
Leistung gehört die Evaluierung der
Qualität der Forschungs- und Trans-
ferarbeit der InnBW. Zudem ist eine
Zielerreichungs- und Wirkungskon-
trolle der Förderung des Landes
durchzuführen. Der Bericht soll bis
31. Mai 2025 vorliegen. Die Innova-
tionsallianz Baden-Württemberg ist
ein Bündnis aus zehn anwendungs-
orientierten, wirtschaftsnahen For-
schungseinrichtungen mit insgesamt
zwölf Instituten. (sta)
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